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Inhalt: Geſetz, betreffend die Ablösbarkeit der Erbenzins- und Erbpachtsverhältniſſe in den Moor- und Vehn⸗ 
kolonien der Provinz Hannover, S. 261. — Geſeßz, betreffend den an den Kronfideikommißfonds zu 
leiſtenden Erſatz für die aus der Herrſchaft Schwedt zur Staatskaſſe gefloſſenen Einnahmen, S. 270. — 
Verordnung, betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Schutzmannſchaft in Berlin und Char- 
lottenburg, S. 270. — Allerhöͤchſter Erlaß, betreffend die Errichtung einer ſechsten Königl. 
Eiſenbahn⸗Kommiſſion für die Verwaltung des Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahn- Unternehmens, S. 271. 
— Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872. durch die Regierungs⸗ Amtsblätter 
publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 272. 


(Nr. 8431.) Geſetz, betreffend die Ablösbarkeit der Erbenzins⸗ und Erbpachts⸗Verhältniſſe in 
den Moor- und Vehnkolonien der Provinz Hannover. Vom 2. Juli 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen n. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
die Provinz Hannover, was folgt: 


6. 1. 


Der F. 3. der Hannoverſchen Ablöſungsordnung vom 23. Juli 1833. 
(Hannoverſche Geſetz⸗»Samml. S. 147.) wird aufgehoben. 


§. 2. 

Die aus den Erbenzins⸗ und Erbpachts⸗Verhältniſſen in den Moor- und 
Vehnkolonien entſpringenden beſtändigen Abgaben und Leiſtungen unterliegen 
ohne Rückſicht auf entgegenſtehende vertragsmäßige Vereinbarungen der Ablöſung 
nach we der in der Provinz Hannover beftehenden Vorſchriften über die 
Ablöſung der Reallaſten, vorbehaltlich der beſonderen Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


3 


Liegen dem Berechtigten als Gegenleiftungen für die nach $. 2. ablösbaren 
Reallaſten Leiſtungen für öffentliche oder gemeinnützige Einrichtungen (Kanäle, 
Jahrgang 1876. (Nr. 8431.) 38 Schleu⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 19. Juli 1876. 
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Schleußen, Brücken, Wege u. ſ. w.) zum Beſten der Kolonie oder der Koloniſten 
ob, ſo ſoll dem Antrage auf Ablöſung erſt dann Folge gegeben werden, wenn 
die dauernde Forterhaltung ſowie die weitere gedeihliche Entwickelung der für die 
Kolonie unentbehrlichen Einrichtungen nach erfolgter Ablöſung ſicher geſtellt iſt. 
a Ueber die Zuläſſigkeit des Ablöſungsantrags entſcheidet in dieſem Falle in 
erſter Inſtanz die General⸗Kommiſſion zu Hannover nach erfolgter Benehmung 
mit der Bezirksregierung (Landdroftei). Gegen ihre Entſcheidung kann ohne 
Rückſicht auf den Werth des Ablöſungsgegenſtandes die Berufung an das König⸗ 
liche Reviſions-Kollegium für Landeskuͤlturſachen verfolgt werden. 


. 4. 


Sind Ausweiſungen oder Verleihungen an Obererhpächter oder ſonſtige 
Mittelsperſonen und von dieſen wieder an Untererbpächter oder Koloniſten erfolgt, 
ſo finden folgende Vorſchriften Anwendung: 


1) Der Antrag auf Ablöſung ſteht im Verhältniſſe zum Obererbpächter 
nur den verpflichteten Untererbpächtern und im Verhältniſſe zum Ober⸗ 
eigenthümer nur dem Obererbpächter zu. 


2) Untererbpächter oder Koloniſten einer Gemeinde oder Kolonie können 
einem und demſelben Obererbpächter gegenüber nur insgeſammt auf 
Ablöſung antragen. 

Der Mehrheitsbeſchluß der Pflichtigen, nach dem Umfange der 
abzulöſenden Abgaben und Leiſtungen berechnet, iſt für die Minderheit 
verbindlich. 

Dieſe Beſtimmungen finden auf den Seitens der Obererbpächter 
gegen a Obereigenthümer zu ſtellenden Ablöſungsantrag ſinngemäße 

nwendung. 

Sofern jedoch nach ſtatutariſchen oder Genoſſenſchafts⸗Beſtim⸗ 
mungen die Alle bindende Beſchlußfaſſung der Obererbpächter noch 
mehr erleichtert iſt, behält es bei dieſen Beſtimmungen ſein Be— 
wenden. 


Das eingeleitete Ablöſungs⸗Verfahren zwiſchen den Untererbpächtern 
oder Koloniſten und dem Obererbpächter zieht im gleichen Umfange 
die Ablöſung des zwiſchen dem Obereigenthümer und dem Obererb- 
pächter beſtehenden Erbenzins- oder Erbpachtsverhältniſſes von ſelbſt 
nach ſich. Das zu dieſer Ablöſung erforderliche Verfahren iſt von der 
Ablöſungs-Kommiſſion von Amtswegen einzuleiten. 

In dieſem Verfahren iſt der Obereigenthümer berechtigt, Rs 
verlangen, daß die Obererbpächter je nach der ihnen gewährten Ab- 
findung entweder durch Kabital oder durch Abtretung von Renten⸗ 
briefen, welche dem Empfänger zum Nennwerthe anzurechnen ſind, die 
Abgaben und Leiſtungen beziehungsweiſe die bereits feſtgeſtellten Amorti⸗ 
ſationsrenten, letztere nach den dafür beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften, 
zur Ablöſung bringen. 9. 5 
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. 5. 


Die Ablöſung ſolcher N Abgaben, welche bis zu einem gewiſſen Zeit⸗ 
punkte ſteigen und erſt nach Erreichung dieſes Zeitpunktes in dem alsdann zu 
leiſtenden Betrage dauernd feſtſtehen, erfolgt in folgender Weiſe: 


Dem 20 fachen Betrage der höchſten Leiſtung werden die 5pro- 
entigen Zinſen und Zinſeszinſen für die Zeit von der Zahlung des 
blöſungskapitals bis zu der Fälligkeitszeit der erſtmaligen höchſten 

Abgabe abgeſetzt. 
Dem ſo ermittelten Betrage treten die bis zur höchſten Leiſtung 
u gewährenden Zwiſchenleiſtungen, zurückgeführt nach 5prozentiger 
Binſcezins berechnung auf den Werth zur Zelt der Zahlung des Ab- 
löſungskapitals, hinzu. g 

Ueber den Jahreswerth derjenigen Abgaben, welche mit fortſchrei— 
tender Kultivirung, Bebauung u. ſ. w. der r und Vehnbeſitzungen 
erſt noch entſtehen werden, entſcheidet die Ablöſungs⸗Kommiſſion nach 
Anhörung von Sachverſtändigen nach billigem Ermeſſen. 


$. 6. 


Den eher Moor⸗-Koloniſten wird die Befugniß beigelegt, im 
Falle der Ablöſung durch Amortiſationsrente ſtatt der vollen Rente nur neun 
Zehntheile derſelben zu entrichten. In dieſem Falle werden die Verpflichteten 
durch eine 56 / Sabre oder 673 Monate lang fortgeſetzte Zahlung der Rente 
von der ferneren Entrichtung derſelben vollſtändig befreit 

: Fa der einmal getroffenen Wahl kann der Verpflichtete nicht wieder 
abgehen. 

i Welche Summe der Verpflichtete im Falle der ihm nach $. 12. der König: 
lichen Verordnung vom 28. September 1867. und $. 8. des Geſetzes vom 3. April 
1869. zuſtehenden Kündigung der Rente an Ablöſungskapital zu zahlen hat, 
ergiebt ſich aus der beigefügten Tabelle. 

4 Auf Vehn⸗Koloniſten finden die vorſtehenden Beſtimmungen dieſes Para— 
graphen keine Anwendung. 


$. 7. 


Sind vor Verkündigung dieſes Geſetzes Ablöſungen, welche mit den Vor⸗ 
ſchriften deſſelben nicht in Einklang ſtehen, bereits auf rechtsverbindliche Weiſe 
zu Stande gekommen, ſo behält es bei denſelben ſein Bewenden. 


$. 8. 


In Bezug auf die Ablöſung derjenigen Abgaben, welche nach Maßgabe 

der Verordnung vom 23. Juli 1833. (Hannoverſche Geſetz-Samml. S. 253.) 
bei der erblichen Uebertragung von Gütern und Grundſtücken vorbehalten ſind, 
bewendet es bei den Vorſchriften des §. 18. der Verordnung vom 28. September 
(Nr, 8431.) 35* 1867, 


ei 0 
1867. (Geſetz-Samml. S. 1670.) und des $. 1. des Geſetzes vom 3. April 1869. 
(Geſetz⸗Samml. S. 544.) 
8. 9. 


Unſer Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten iſt mit der 


Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


uh 5 unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 


Gegeben Bad Ems, den 2. Juli 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. Friedenthal. 
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Tilgung eines mit 4 Prozent ver⸗ 
zinslichen Kapitals von 100 Thlrn.] Demnach und in Gemäßheit des Geſetzes ift 
durch eine jährliche Rente von bank zu entrichtende 


42 Prozent ($. 38.) 
e ³·¹ / EEE EN ALL 


= treffen von der 2 
1 Dom fälligen | und a 22 von bon von von von von von von von 
a Rente au vom Kapitale 8 10 Thalernſ 5 Thalern] 1 25 20 Sgr. | 15 Sgr. | 10 Sgr. | 5 Sgr. [1 Sgr. 
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8 Thlr. Thlr. Thlr. lag) Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. 
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19 3,1700 [ 1,1201 86,16437 | 20 [191014 4] 9522 2119| 4 5/1528 8 122211} 9,17 3] 6 [110 61 35 9 . 19 2 
20 3,4688 | 1,05342 85, 40s | 21 189 4 1 94171827 51 15 122110 1218| 3 913 81 69 2 3 4 71 . 1811 
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27| 3/11 | 1/3822 | 76,4578“ | 28 [16927 2| 8428 711629 9ſ 14 409 11 910) 81419 5 11911} 2 Ball) . 17. 
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32] 2,81343 | 1,6s657 68,61926 | 33 mr 
(Nr. 8431.) 


Tilgung eines mit 4 Prozen ent v ver⸗ 
zinslichen Kapitals von 100 Thlrn.] Demnach und in Gemäßheit des Geſetzes iſt 


durch eine jährliche Rente von bank zu entrichtende 
43 Prozent ($. 38.) 
— — 
3 treffen von der 2 
S Eee Ur a Kin ae 22 von von von von 
Ei och zu klgen | SE 110 Thalern 5 Thalern] 1 Thaler] 25 Sgr. 
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(Nr. 8432.) Geſetz, betreffend den an den Kronſideikommißfonds zu leiſtenden Erſatz für die 
aus der Herrſchaft Schwedt zur Staatskaſſe gefloſſenen Einnahmen. Vom 
11. Juli 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 
5.1. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, an den Kronfideikommißfonds die 
Summe von zwei Millionen achthundertundfünfundvierzigtauſend (2,845,000) 
Mark als Erſatz für die Veräußerungs⸗ und Ablöſungsgelder und für die 
Revenuenüberſchüſſe, welche die Staatskaſſe aus der Herrſchaft Schwedt ver⸗ 
einnahmt hat, aus den dem Preußiſchen Staate auf Grund der Artikel VI. 
und VII. des Reichsgeſetzes vom 8. Juli 1872. (Reichs⸗Geſetzbl. S. 289.) und 
des Artikels 3. des Reichsgeſetzes vom 2. Juli 1873. (Reichs⸗Geſetzbl. S. 185.) 
überwieſenen Geldmitteln zu zahlen. 


$. 2. 
Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Baden-Baden, den 11. Juli 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8433.) Verordnung, betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Schutzmannſchaft in 
Berlin und Charlottenburg. Vom 12. Juni 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen auf Grund des $. 12. des Geſetzes vom 24. März 1873., betreffend 
die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten (Geſetz-Samml. S. 122), 
beziehungsweiſe des Artikels I. der Verordnung vom 15. April d. J. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 107.), was folgt: 


Einziger Artikel. i 

Der F. 1. der Verordnung vom 26. Oktober 1874. „betreffend die Tage⸗ 

elder und Reiſekoſten der Schutzmannſchaft in Berlin und Charlottenburg 
Geſetz-Samml. S. 349.), wird wie folgt abgeändert: 


§. 1. 
Offiziere und Mannſchaften der Schutzmannſchaft in Berlin und Charlotten- 
burg erhalten bei Verrichtung von Dienſtgeſchäften in beſonderem 1 
außer⸗ 


| 
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außerhalb der Stadt Berlin, beziehungsweiſe Charlottenburg, in einer Entfernung 
von nicht weniger als 2 Kilometer, aber unter 8 Kilometer von der Grenze des 
Stadtbezirks: 
1) an Tagegeldern, wenn die Ausführung des Geſchäfts über einen Tag 
dauert, die vollen, wenn dieſelbe aber nur kürzere Zeit dauert, die 
Ar der im $. 1. des Geſetzes vom 24. März 1873. beſtimmten 
abe; 
2) an Fuhrkoften: 

a) zwiſchen Berlin und Charlottenburg und umgekehrt die fahrpreis⸗ 
mäßigen Koſten der Benutzung der Pferdeeiſenbahn, bei der Wahl 
anderer Beförderungsmittel als der Pferdeeiſenbahn aber, falls 
deren Nothwendigkeit und wirklich erfolgte Benutzung nachgewieſen 
wird, die wirklich aufgewandten Koſten, 

b) zwiſchen Berlin beziehungsweiſe Charlottenburg und ſonſtigen Ort⸗ 
ſchaften N als wirklich verausgabt nachgewieſenen Koſten, 
welche durch die ihnen von der Dienſtbehörde vorgeſchriebene 
Art der Beförderung entſtanden ſind. 


Gegeben Berlin, den 12. Juni 1876. 


(J. S.) Wilhelm. 
Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 8434.) Allerhöchſter Erlaß vom 23. Juni 1876., betreffend die Errichtung einer ſechsten 
Königlichen Eiſenbahnkommiſſion für die Verwaltung des Bergiſch⸗Märkiſchen 
Eiſenbahnunternehmens. 


Auf Ihren Bericht vom 20. Juni d. J. genehmige Ich, daß für die Ver- 
waltung des Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahnunternehmens in Hagen eine ſechste 
Königliche Eiſenbahnkommiſſion nach e der in Meinem Erlaſſe vom 
28. September 1872. (Geſetz⸗Samml. S. 637.) gegebenen Beſtimmungen errichtet 
wird. Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. i 


Bad Ems, den 23. Juni 1876. 


Wilhelm. 
Achenbach. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Angelegenheiten. 
(Nr. 84338434) Be⸗ 


Bekanntmachung. 


SI Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 15. April 1876., betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den kommunalſtändiſchen Verband des Regierungs⸗ 
bezirks Kaffel bezüglich derjenigen Grundſtücke, welche durch die Verlegung 
des von Breitenau nach Grifte über den Hofraum der kommunalſtändiſchen 
Korrektions⸗ und Landarmen⸗Anſtalt bei Breitenau führenden Weges 
198 17 werden, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Kaſſel 
Nr. 22. S. 93., ausgegeben den 13. Mai 1876. 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. April 1876., betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Neuenkirchen im Kreiſe Wieden⸗ 
brück zum Bau der 90 von Neuenkirchen nach Rietberg, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Minden Nr. 23. S. 109., aus⸗ 
gegeben den 3. Juni 1876. 


3) das Allerhöchſte Privilegium vom 28. April 1876. wegen Emiſſion fünf⸗ 
prozentiger Prioritäts⸗Obligationen V. Emiſſion der Rheiniſchen Eifen- 
bahngeſellſchaft zum Betrage von 45,000,000 Mark durch die Amtsblätter 

der Königl. Aae Fi Cöln Nr. 23. S. 109. bis 116., ausgegeben 
den 7. Juni 1876., 

der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 24. S. 227. bis 231., 
ausgegeben den 10. Juni 1876., ' 

der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 23. S. 125. bis 129., aus⸗ 
egeben den 8. Juni 1876., ; 

der ng Regierung zu Trier Nr. 22. S. 128. bis 135., aus⸗ 
egeben den 1. Juni 1876., . 

der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 27. S. 135. bis 141., aus⸗ 
egeben den 8. Juni 1876. N 

der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 23. S. 157. bis 164., aus⸗ 
gegeben den 3. Juni 1876,, | 

der . Regierung zu Münſter Nr. 24. S. 113. bis 117., aus⸗ 
gegeben den 10. Juni 1876. 


Berichtigung. 
In dem in dem vorhergehenden 18ten Stück der Geſetz-Sammlung ab- 
re Geſetz vom 3. Juli 1876., die Beſteuerung des Gewerbebetriebes im 
mherziehen ꝛc. betreffend, iſt S. 251. §. 9. Abſ. 2. Z. 5./6. ftatt „72,96 oder 
144 Mark“ zu ſetzen: 72, 96 oder 144 Mark. 


Redigirt im Büreau des Staats- Minifteriums, 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


